
Mangel an landwirtschaftlichen Arbeitskräften 
Vaduz. 12. März. (Privattel.) In Liechtenstein besteht 
eine ausserordentliche Nachfrage nach landwirtschaftlichen 
Arbeitern. Früherwaren im Ländchen mehrere hundert 
Knechte und Mägde, die aus dem benachbarten Vorarl­
berg stammten, im Dienst. Das ist nun nicht mehr der Fall. 
Deshalb hat die fürstliche Regierung an das liechten­
steinische Arbeitsamt folgende Weisung erlassen: 
1. Grundsätzlich sollen Leute unter dem vollendeten 
20. Lebensjahr nur für landwirtschaftliche Stellen ver­
mittelt werden. 2. In Häusern, wo drei oder mehr Söhne 
sind, sollen landschäftliche Arbeiter nur vermittelt werden, 
wenn wenigstens ein Sohn sich für eine landwirtschaft­
liche Stelle zur Verfügung stellt. 3. Ledige Alleinstehende 
kommen bis auf weiteres für landschäftliche Arbeiten 
überhaupt nicht in Frage. (Unter «landschaftlichen 
Arbeitern» sind Staatsbedienstete zu verstehen. Red.) 
Neue Zürcher Zeitung, 18. März 1940 

Das Jahr 1940 war von einem ausserordentlichen Erfolg 
begleitet, indem zwei schon langgehegte Wünsche ihre 
Erfüllung fanden, nämlich der Anschluss des liechtenst. 
Braunviehzuchtverbandes an den Schweiz. Braunvieh­
verband sowie der Beitritt der bis jetzt dem Verband fern­
stehenden zwei Zuchtgenossenschaften Balzers 2 und 
Mäls. Die Förderungstätigkeit im Braunviehzuchtverband 
hielt sich im Berichtsjahr bei gleichem Aufbau im Rahmen 
der letzten Jahre. Es konnten alle gewohnten züchterischen 

Arbeiten mit Beihilfe der Landessubvention durchge­
führt werden. 
Der Verband zählt am Schluss des Jahres 12 Genossen­
schaften mit zusammen 350 Mitgliedern, 720 weiblichen 
und 42 männlichen eingetragenen Tieren. 
Rechenschaftsbericht der fürstlichen Regierung an den hohen Landtag, 
1940, S.77 

Torf darf nicht tiefer als zwei Meter abgestochen werden. 
Wo Bodenverbesserungen, wie Gewässerkorrektionen, 
Entwässerungen, Bewässerungsanlagen, Aufforstungen. 
Weganlagen, insbesondere auch Feldwege. Zusammen­
legungen von landwirtschaftlichen Gütern und dergleichen 
geplant oder schon ausgeführt sind, darf der Torfstich 
nur mit ausdrücklicher Bewilligung des Gemeinderates 
begonnen oder fortgesetzt werden. Gegen die Verweige­
rung ist Beschwerde an die fürstliche Regierung binnen 
14 Tagen zulässig, welche endgiltig entscheidet. 
Artikel 81, Sachenrecht - Liechtensteinisches Landesgesetzblatt, Nr. 13, 
1940 


